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bis heute hält der Immobilienboom inklusive steigender Preise an. Viele 
Mieter:innen haben weiterhin den Wunsch, in Eigentum zu investieren. 
Längst steht nicht mehr nur Wohnraum in Großstädten hoch im Kurs:  Selbst  
in ländlichen Regionen steigt die Nachfrage – und damit auch der Preis.  
Die Banken locken mit niedrigen Zinsen und einer geringen Eigenkapital-
quote und schaffen damit Möglichkeiten, sich den Traum vom eigenen 
Heim zu finanzieren. Dennoch bilden wir in Deutschland mit unserem  
Anteil an Haus- und Grundbesitzer:innen im europäischen Vergleich  
weiterhin das Schlusslicht. Im Jahr 2018 gaben laut Statista 42,1 % der 
deutschen Haushalte an, Haus- und Grundbesitz zu haben. 

Diese Haushalte müssen im laufenden Jahr eine zusätzliche Steuer- 
erklärung abgeben. Für die Finanzämter startet nämlich nun der Prozess, 
eine neue, gerechtere Grundsteuer auf die Beine zu stellen. Die Grund- 
steuer wird jährlich erhoben, hängt vom Wohnort, vom Grundstück und 
dem Gebäude ab und gilt für alle Grundbesitzer:innen. Im Jahr 2018 hatte 
das Bundesverfassungsgericht die alte Berechnung gekippt, weil sie nicht 
mehr mit der steuerlichen Gleichbehandlung vereinbar war. Die neue 
Grundsteuer soll ab 2025 gelten. 

Insgesamt 36 Millionen Einheiten müssen bis dahin neu bewertet werden. 
Ob der Wert für einzelne Grundbesitzer:innen künftig höher oder niedriger  
ausfallen wird, hängt auch von der jeweiligen Kommune ab, die den  
Hebesatz festlegt. Ziel der neuen Berechnung ist nicht eine Erhöhung – die 
neue Grundsteuer soll im Vergleich zur alten Regelung für die Gemeinden 
aufkommensneutral sein. Doch selbst Mieter:innen können indirekt davon  
betroffen sein. Im Rahmen der Betriebskostenrechnung können Ver- 
mieter:innen nämlich die Kosten für die Neuberechnung, die dann in 
der Nebenkostenabrechnung von 2025 auftauchen können, auch an ihre  
Mieter:innen weitergeben. 

Auf Seite 20/21 finden Sie alles Wissenswerte rund um die neue Grund- 
steuerreform. Viel Spaß beim Lesen dieser Ausgabe!

Mit freundlichen Grüßen

Frank Neuhorst	     Matthias Weiß

Liebe Leser:innen, 
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Lohnkosten für Handwerksleistungen 
im Privathaushalt können mit 20 % 

(maximal 1.200,00 € pro Jahr) von der 
Einkommensteuer abgezogen werden. 
Gilt dies aber auch für Leistungen, die 
nicht nur dem eigenen Haushalt, son-
dern auch anderen zugutekommen?

Bereits im Jahr 2018 hat der Bundes-
finanzhof (BFH) entschieden, dass 
Baukostenzahlungen für öffentliche  
Mischwasserleitungen nicht als Hand-
werksleistungen abziehbar sind.  
Damals hatten Eheleute geklagt, deren  
Haus an eine zentrale Kläranlage  
angeschlossen worden war. Der Ab-
wasserzweckverband hatte für den Bau  
der erforderlichen Mischwasserlei-
tung, die zum öffentlichen Sammelnetz  
gehörte, einen Baukostenzuschuss 
erhoben. Diesen Zuschuss hatten 
die Eheleute anteilig als Handwerks- 
leistungen in der Einkommensteuer- 
erklärung geltend gemacht.  

Der BFH lehnte diesen Kostenabzug ab. 
Der erforderliche räumlich-funktionale 
Zusammenhang zum Haushalt fehle, 
da die Kosten für die Neuverlegung 
einer öffentlichen Mischwasserleitung 
angefallen waren. Ein solcher Ausbau 
des allgemeinen Versorgungsnetzes 
komme nicht nur einzelnen Grund-
stückseigentümer:innen, sondern allen 
Nutzer:innen des Versorgungsnetzes  
zugute. Somit werde er nicht „im  
Haushalt“ erbracht.

HINWEIS:
Nach der BFH-Rechtsprechung 
gilt es also zu unterscheiden, ob 
eine Baumaßnahme das öffent- 
liche Sammelnetz (nicht steuer- 
begünstigt) oder den eigent- 
lichen Haus- oder Grundstücks- 
anschluss (steuerbegünstigt)  
betrifft.

Bestätigung durch das  
Bundesfinanzministerium

Das Bundesfinanzministerium (BMF) 
hat diese Rechtsprechung nun in einem 
Schreiben bestätigt. Handwerksleis- 
tungen der öffentlichen Hand sind  
danach generell nicht abziehbar, wenn 
sie nicht nur einzelnen, sondern allen 
an der Maßnahme beteiligten Haus-
halten zugutekommen. Nicht abzieh- 
bar sind demnach der Ausbau des  
allgemeinen Versorgungsnetzes und 
die Erschließung einer Straße.

Gleichzeitig hat das BMF eine Auf- 
stellung aktualisiert, wie Kosten für 
Straßenreinigung und Winterdienst 
steuerlich betrachtet werden: Gebüh-
ren für diese Leistungen, die auf den 
Gehweg entfallen, sind als haushalts-
nahe Dienstleistungen abziehbar –  
Kosten, die auf die Fahrbahnreinigung 
entfallen, aber nicht. � ■

von Antje-Katrin Reimers, Steuerabteilung, Zentrale

Kein Steuerbonus bei Versorgungsnetzausbau 
und Straßenerschließung

von Antje-Katrin Reimers, Steuerabteilung, Zentrale

Urteil zum Wohnungsrecht:  
Ablösesummen absetzbar? 

Das sollten Sie beachten, wenn  
Sie ein Gebäude erben, dessen 

Bewohner:innen Wohnrecht haben.

Wer ein Gebäude erbt, in dem aufgrund 
eines Wohnungsrechts noch jemand 
wohnt, kann dieses Gebäude zunächst 
nicht selbst nutzen oder vermieten. Die 
Vereinbarung gilt meist bis zum Todes-
tag der Bewohnerin oder des Bewoh-
ners. Gegen Zahlung einer Ablösung 
kann aber auch der Verzicht auf das 
Wohnungsrecht vereinbart werden. 
Das Finanzgericht (FG) Niedersachsen 
hat darüber entschieden, ob der Ablöse- 
betrag in einem solchen Fall steuerlich 
geltend gemacht werden kann.

Der Fall:
Der Kläger K hatte mit seiner Schwester 
im Jahr 2012 das Erbbaurecht für ein 
Grundstück geerbt, auf dem sich eine 
Doppelhaushälfte befand. Das Erbbau-

recht war mit einem Wohnungsrecht 
für die Anwohnerin A belastet. 

Zunächst schlossen die Geschwister 
einen notariellen Erbteilübertragungs-
vertrag. Damit übertrug die Schwester 
ihren Anteil an dem Erbbaurecht auf 
den Kläger gegen eine Zahlung von 
30.000,00 €. Danach verzichtete A mit 
notariellem Vertrag auf ihr Wohnungs-
recht. Der Kläger verpflichtete sich im 
Gegenzug zur Zahlung von 40.000,00 €  
an A und übernahm die gesamten 
Notarkosten. Nach umfangreicher  
Renovierung wurde die Doppelhaus-
hälfte vermietet. Der Kläger machte 
unter anderem die Zahlung an A sowie 
die Notarkosten als Werbungskosten 
geltend. Das Finanzamt berücksichtigte 
sie jedoch als nachträgliche Anschaf-
fungskosten und ließ nur die Abschrei-
bung als Werbungskosten zu. Dagegen 
klagte K vor dem Finanzgericht.

Das Urteil:
Die Klage war nicht erfolgreich. Die 
streitige Ablösezahlung an A und die 
Notarkosten sind auch nach Ansicht 
des Gerichts als nachträgliche Anschaf-
fungskosten zu berücksichtigen. Das 
heißt, sie sind über die Nutzungsdauer 
abzuschreiben. Im Streitfall hatte der 
Kläger mit der Zahlung der Ablösung 
erstmals das unbelastete Erbbaurecht 
erhalten, weshalb er die Doppelhaus-
hälfte vermieten konnte. Die Zahlung 
wird daher als Anschaffungskosten  
bewertet.

HINWEIS:
Der Kläger hat Revision eingelegt. 
Also wird nun der Bundesfinanz-
hof entscheiden, wie die Zahlung 
zur Ablösung des Wohnrechts zu 
berücksichtigen ist.� ■

Tipps für Ihren Geldbeutel Tipps für Ihren Geldbeutel
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Kryptowährungen haben sich zu einer 
begehrten Geldanlage entwickelt. Und 
das zu Recht: Hätte man etwa im März 
2020 Bitcoins für 25.000,00 € gekauft, 
wäre beim Verkauf ein Jahr später ein 
Gewinn von mehr als 200.000,00 € 
möglich gewesen.

Diese Gewinne interessieren auch das 
Finanzamt. Die Besteuerung gestaltet 
sich wie folgt: Der Fiskus stuft Bitcoins 
und andere Kryptowährungen rechtlich 
nicht als Währung, sondern als „andere  
Wirtschaftsgüter“ ein. Wer Krypto- 
währungen innerhalb eines Jahres  
privat kauft und wieder verkauft, löst 
daher ein privates Veräußerungs- 
geschäft aus. Die Folge: Der Wertzu-
wachs beim Verkauf muss in der Ein-
kommensteuererklärung als Speku- 
lationsgewinn angegeben werden. Die 
Einkünfte unterliegen dann dem per-
sönlichen Einkommensteuersatz von  
bis zu 45 % – und nicht etwa dem güns-

tigen Abgeltungsteuersatz von 25 %.  
Dabei spielt es keine Rolle, ob der  
Gewinn durch einen Verkauf von Coins, 
durch Zahlungen beim Online-Shop-
ping oder durch den Umtausch in eine 
andere Kryptowährung erzielt wird. 

Gewinne aus privaten Veräußerungs-
geschäften bleiben allerdings steuer-
frei, wenn sie zusammengerechnet 
unter 600,00 € pro Jahr liegen. Liegt 
der Jahresgewinn (für alle privaten  
Veräußerungsgeschäfte eines Jahres)  
bei 600,00 € oder darüber, ist der  
gesamte Gewinn steuerpflichtig.

Steuerfreie Gewinne?  
Am besten abwarten!

Wer über die Freigrenze hinaus steuer- 
freie Gewinne einstreichen will, muss 
seine Kryptowährung mehr als 12 
Monate im „Wallet“ – dem digitalen 
Portemonnaie – belassen. In diesem 

Fall bleiben die Gewinne in unbe- 
grenzter Höhe steuerfrei.

HINWEIS: 
Wer Kryptowährungen zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten erwirbt 
und später nur teilweise verkauft, 
kann für die Berechnung des Ge-
winns die „First in, first out“-Me-
thode anwenden: Dabei gelten 
die zuerst erworbenen Coins als 
zuerst verkauft. Bei der Berech-
nung des Veräußerungsgewinns 
können Sie also die Anschaf-
fungskosten der „ältesten“ Coins 
abziehen. Der Gewinn errechnet 
sich aus dem Veräußerungspreis 
minus Anschaffungs- und Veräu-
ßerungskosten. Dokumentieren 
Sie daher alle Anschaffungs- und 
Veräußerungsvorgänge (etwa in 
einem Transaktionstagebuch)!� ■

von Antje-Katrin Reimers, Steuerabteilung, Zentrale 

Virtuelle Währung, 
   reale Besteuerung: 
   Kryptowährungen 
  vor dem Fiskus

D ie Kurse von Kryptowährungen wie Bitcoin, Ethereum oder Cardano sind in der Vergangenheit zeitweise durch die Decke 
gegangen und haben Spekulant:innen erhebliche Gewinne verschafft. Aber wie sind solche Gewinne zu besteuern?

K inder auf ihrem Weg zum Schul- 
erfolg zu unterstützen, kann schnell 

teuer werden. Wir zeigen Ihnen, was 
Sie bei der Steuer absetzen können.

Die Corona-Pandemie hat auch das 
Schulleben von Kindern und Jugend-
lichen komplett verändert. Bei vielen 
Schüler:innen sind erhebliche Wissens-
lücken entstanden, die nun geschlossen 
werden müssen. Eltern, die den schuli-
schen Erfolg der Kinder durch Nachhilfe 
fördern möchten, sollten allerdings be-
achten, dass sie die dafür anfallenden 
Kosten in der Regel nicht steuermin-
dernd abziehen können. Generell gilt, 
dass diese Kosten bereits durch das 
Kindergeld oder den Kinderfreibetrag 
abgegolten sind. Auch wenn die oder 
der Nachhilfelehrer:in ins Haus kommt, 
kann diese Leistung nicht als haushalts-
nahe Dienstleistung abgesetzt werden. 
Ein Werbungskostenabzug scheidet in 
aller Regel auch aus. 

Ausnahme:  
schulische Probleme nach Umzug

Es gibt jedoch eine Ausnahme: Müssen 
Kinder wegen eines beruflich begrün-
deten Umzugs der Eltern die Schule 
wechseln und gelingt der Anschluss an 
den Lernstoff nicht, können die Kosten 
für Nachhilfeunterricht als Werbungs-
kosten abgesetzt werden. Die Höhe 
hängt vom Zeitpunkt des Umzugs ab: 

•	 Erfolgte der Umzug zwischen dem 
01.03. und dem 01.06.2020, sind bis 
zu 2.066,00 € pro Kind abziehbar. 

•	 Bei einem Umzug nach dem 
01.06.2020 sind höchstens 1.146,00 €  
absetzbar, da das Bundesumzugs-
kostengesetz grundlegend refor-
miert wurde. 

•	 Seit dem 01.04.2021 sind 1.160,00 € 
abziehbar. 

WICHTIG: Bewahren Sie alle Belege 
und Quittungen auf!

Gebühren für Privatschulen

Seit 2007 können Gebühren für Privat- 
schulen als Sonderausgaben in der 
Einkommensteuererklärung angesetzt 
werden. Wer Träger der Schule ist, 
spielt dabei keine Rolle – es kann sich 
um Bildungseinrichtungen in kirchli-
cher oder freier Trägerschaft handeln. 
Die Privatschule und der Schul- oder 
Berufsabschluss müssen allerdings 
staatlich anerkannt sein. Bei Privat- 
gymnasien muss die Fächerkombina- 
tion des oder der Lernenden in den 
Jahrgangsstufen 11 bis 13 den zuge- 
lassenen Kombinationen des Kultus- 
ministeriums entsprechen. 

Von den unterrichtsbezogenen Kosten  
können 30 % (maximal 5.000,00 €)  
pro Kind und Jahr geltend gemacht 
werden – das gilt aber nur, wenn die  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eltern einen Anspruch auf Kinder-
geld haben. Der Steuervorteil wird bei  
demjenigen Elternteil angerechnet,  
der die Kosten trägt.

HINWEIS: 
Die Abzugsmöglichkeiten für 
Schulgeld können Sie auch nut-
zen, wenn Ihr Kind eine private 
Schule in der EU bzw. im Euro-
päischen Wirtschaftsraum (EWR) 
oder eine deutsche Schule im 
Ausland besucht, sofern Sie in  
Deutschland unbeschränkt steu-
erpflichtig sind. Steuerlich nicht 
anerkannt werden allerdings 
Fahrtkosten und Ausgaben für 
Verpflegung und Schulbücher.� ■

von Antje-Katrin Reimers, Steuerabteilung, Zentrale 

Noten rauf, Steuern runter?  
Nachhilfe & Co. absetzen 

Tipps für Ihren Geldbeutel Tipps für Ihren Geldbeutel



8 9

von Alexandra Crisan, Steuerabteilung, Zentrale 

Höherer  
Entlastungsbetrag  
für Alleinerziehende  
gilt unbefristet

Kindergeld für volljährige Kinder

W ir geben Ihnen einen kurzen 
Überblick über die aktuellen 

Regeln rund um das Kindergeld.

Das Kindergeld ist insbesondere für  
kinderreiche Familien ein beachtens-
werter Faktor im Haushaltseinkommen: 
Für das erste und zweite Kind bekom-
men Sie als Eltern seit dem 01.01.2021 
jeweils 219,00 € monatlich, für das  
dritte Kind erhöht sich das Kindergeld 
auf 225,00 €, und für jedes weitere 
Kind gibt es 250,00 €. Möglicherweise  
wird die neue Bundesregierung für 
2022 noch Erhöhungen beschließen.

Kindergeld  
nach dem 18. Geburtstag?

Grundsätzlich endet der Anspruch mit 
dem 18. Geburtstag des Kindes, unter 
Umständen zahlt die Familienkasse das 
Kindergeld aber bis zum 25. Geburts-
tag. Dies gilt, wenn das Kind in dieser 
Zeit 

•	 für einen Beruf ausgebildet wird 
oder studiert (auch bei der zweiten 
Ausbildung oder beim Zweitstu- 
dium),

•	 auf einen Ausbildungs- oder Studien- 
platz warten muss,

•	 einen Freiwilligendienst wie das frei-
willige soziale Jahr oder den Bundes-
freiwilligendienst leistet oder

•	 eine Pause von höchstens 4 Mona- 
ten zwischen zwei Ausbildungs- 
abschnitten macht.

Absolviert das Kind bereits eine zweite 
Berufsausbildung, darf die Familien- 
kasse eine sogenannte Erwerbstätig-
keitsprüfung durchführen. Arbeitet 
das Kind neben dem Studium oder der  
Ausbildung mehr als 20 Stunden pro 
Woche, gilt der Nebenjob steuer-
rechtlich als Haupttätigkeit, sodass der  
Anspruch auf Kindergeld entfällt.

Nimmt das Kind unmittelbar nach  
dem Bachelor-Abschluss ein passendes  
Master-Studium auf, gilt letzteres  
Studium in der Regel nicht als zweite 
Berufsausbildung, sondern noch immer 
als Teil der ersten Ausbildung. Daraus 
folgt, dass das Kindergeld unabhängig 
vom zeitlichen Umfang eines Neben-
jobs ausbezahlt werden muss.

Kein Kindergeld  
bei längeren Pausen

Liegen zwischen dem Abschluss der 
ersten und dem Beginn der zweiten 
Ausbildung des Kindes mehr als 4 
Monate, haben Eltern für diese Zeit  
keinen Anspruch auf Kindergeld. Für 
die Familienkassen sind dabei zwei  
Zeitpunkte entscheidend: der Ab-
schluss der ersten Ausbildung und  
der Beginn der zweiten.

Die erste Ausbildung gilt für die  
Familienkasse als abgeschlossen, wenn 
das Zeugnis schriftlich vorliegt und 
beispielsweise über ein Online-Portal 
heruntergeladen werden kann – also 

nicht erst, wenn das Kind sein Zeugnis  
tatsächlich abholt. Die zweite Aus- 
bildung beginnt aus Sicht der Fami- 
lienkasse dann, wenn der Ausbildungs-
betrieb tatsächlich startet. Das heißt 
für ein Studium: Entscheidend ist nicht 
der Zeitpunkt der Bewerbung oder  
Immatrikulation, sondern der Beginn 
von Seminaren und Vorlesungen. Nur 
wenn diese Zeitspanne zwischen dem 
Ende der ersten und dem Beginn der 
zweiten Ausbildung kürzer ist als 4  
Monate, gilt sie als „Übergangszeit“, in 
der Eltern einen Anspruch auf Kinder-
geld haben.� ■

Der Entlastungsbetrag soll erzie-
hungsbedingte Mehraufwendun-

gen bei Alleinerziehenden ausglei-
chen.

Mütter oder Väter, die ihre Kinder  
allein großziehen, kommen finanziell 
oft nur schwer über die Runden. Häu-
fig können sie nur in Teilzeit arbeiten, 
wodurch sich das Einkommen ver- 
ringert. Für dessen Besteuerung  
können Alleinerziehende zudem nicht 
den Splitting-Tarif heranziehen. Der  
Gesetzgeber gewährt Alleinerziehen-
den daher einen steuerlichen Frei- 
betrag: den Steuerentlastungsbetrag.

Wie hoch ist der  
Steuerentlastungsbetrag?

In den Jahren 2015 bis 2019 lag der  
Entlastungsbetrag für Alleinerziehende 
bei 1.908,00 € je Kalenderjahr. Mit dem 
zweiten Corona-Steuerhilfegesetz wur-
de er für die Jahre 2020 und 2021 auf 
4.008,00 € erhöht. Ab dem Jahr 2022 

gilt der Betrag von 4.008,00 € als unbe-
fristet. Der Erhöhungsbetrag für jedes  
weitere zum Haushalt des oder der  
Alleinerziehenden gehörende Kind 
bleibt bei 240,00 €.

Wer erhält den  
Steuerentlastungsbetrag?

Anspruch auf die 4.008,00 € Ent- 
lastungsbetrag haben nur alleinerzie-
hende Steuerpflichtige, bei denen die 
folgenden vier Voraussetzungen erfüllt 
sind:

1.	 Für das Kind liegt ein Anspruch auf 
Kindergeld vor.
Das heißt: Im Haushalt des oder der 
Alleinerziehenden muss mindestens 
ein Kind wohnen, für das Kindergeld 
gezahlt wird. 

2.	 Das Kind gehört zum Haushalt des 
oder der Steuerpflichtigen.
Wenn das Kind beim alleinstehen-
den Elternteil gemeldet ist, gilt diese 
Voraussetzung als erfüllt.

3.	 Es muss sich um eine:n „echte:n“  
Alleinerziehende:n handeln.
Wenn alleinerziehende Elternteile  
beispielsweise mit dem neuen  
Lebenspartner zusammenwohnen, 
ist diese Voraussetzung nicht mehr 
erfüllt.

4.	 Der Entlastungsbetrag muss bean-
tragt werden.
Die Steuererleichterung kann ent- 
weder in der Einkommensteuer- 
erklärung beantragt werden oder  
direkt, indem der betreffende Eltern-
teil die Steuerklasse II beantragt.

HINWEIS: 
Auch verwitwete Steuerpflich-
tige, die mit einem oder meh-
reren Kindern zusammenleben, 
können den Entlastungsbetrag in 
Anspruch nehmen. Dies gilt eben-
falls für den Erhöhungsbetrag ab 
dem zweiten Kind.� ■

von Antje-Katrin Reimers, Steuerabteilung, Zentrale 

Tipps für Ihren GeldbeutelTipps für Ihren Geldbeutel
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von Antje-Katrin Reimers, Steuerabteilung, Zentrale

Steuerfreie Corona-Prämien  
für Ihre Beschäftigten

Was müssen Sie beachten, 
wenn Sie Ihren Angestellten 

in der Corona-Krise etwas Gutes  
tun  möchten?

Unternehmen können sich daran  
beteiligen, Härten im Zusammenhang 
mit der Corona-Pandemie auszu-
gleichen. Der Staat hat beschlossen,  
solche Leistungen in Form von Zu- 
schüssen und Sachbezügen zu för- 

dern. Dafür können Arbeitgeber ihren  
Arbeitnehmer:innen Beihilfen und  
Unterstützungen bis zu einem Betrag 
von 1.500,00 € steuer- und sozial- 
versicherungsfrei zukommen lassen. 
Dies gilt bis zum 31.03.2022.

Voraussetzung ist, dass die Beihilfen 
und Unterstützungen zusätzlich zum 
ohnehin geschuldeten Arbeitslohn  
geleistet und im Lohnkonto aufge- 

zeichnet werden. Andere Steuerbe- 
freiungen und Bewertungserleich- 
terungen bleiben hiervon unberührt. 

Es ist allerdings erforderlich, dass 
aus einer vertraglichen Vereinbarung  
zwischen Arbeitgeber und Angestellten 
erkennbar ist, dass es sich um steuer-
freie Beihilfen und Unterstützungen 
handelt, um die zusätzliche Belastung 
durch die Corona-Krise abzumildern.� ■

Der 44,00-€-Gutschein gehört der 
Vergangenheit an. Künftig kön-

nen Sie Ihren Arbeitnehmer:innen so-
gar einen steuerfreien Sachbezug von 
bis zu 50,00 € gewähren. Dabei gilt es 
einiges zu beachten.

Per 01.01.2022 hat der Gesetzgeber 
die Freigrenze für den steuerfreien 
Sachbezug auf 50,00 € angehoben. 
Doch aufgepasst: Ganz so einfach, wie 
es in der Vergangenheit war, macht er 
es uns nicht mehr. Bereits seit 2020 
gelten gesetzliche Einschränkungen 
für Gutscheine, Geldkarten und zweck-
gebundene Geldleistungen. Aufgrund 
erheblicher Kritik hatte die Verwaltung 
die Neuregelung zumindest für Sach-
gutscheine vorübergehend – bis Ende 
2021 – teilweise ausgesetzt. Ab 2022 
gelten endgültig und vollumfänglich 
die neuen Regeln.

Folgende Voraussetzungen müssen 
hier erfüllt sein:
1.	 Die Zahl der Akzeptanzstellen (bei-

spielsweise Tankkarten einer Tank-
stelle oder Tankstellenkette) für den 
Gutschein ist begrenzt. 

2.	 Das Waren- oder Dienstleistungs-
angebot ist auf die Waren oder 
Dienstleistungen des Gutscheinaus-
stellenden begrenzt.

3.	 Der Gutschein muss zusätzlich zum 
ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
gewährt werden. Eine Gehalts- 
umwandlung ist ausgeschlossen.

Besondere Vorsicht ist bei Gutschein-
karten von Anbietern mit Online-Shop 
geboten. Denn verkauft der Händler 
im Online-Shop auch Produkte von 
Fremdanbietern und begrenzt die 
Gültigkeit der Gutscheine nicht auf 
die eigene Produktpalette, liegen die 
Voraussetzungen für den steuerfreien 
Sachbezug nicht mehr vor.

Achten Sie bitte auch auf die Rege- 
lungen zum Geldersatz, die bereits seit 
2020 gelten: Als Geldleistung zu be-
handeln sind insbesondere bestimmte 
Gutscheine oder Geldkarten, die
•	 über eine Barauszahlungsfunktion 

(es ist nicht zu beanstanden, wenn 
verbleibende Restguthaben bis zu  
einem Euro ausgezahlt werden  
können) oder

•	 eine eigene IBAN verfügen;
•	 für Überweisungen (zum Beispiel 

Paypal) oder

•	 für den Erwerb von Devisen (zum 
Beispiel Pfund, US-Dollar, Franken) 
verwendet sowie

•	 als generelles Zahlungsinstrument 
hinterlegt werden können.

Auch die nachträgliche Kostener- 
stattung an Ihre Beschäftigten gilt seit 
2020 nicht mehr als Sachbezug und 
ist somit ab dem ersten Euro zu ver- 
steuern.

HINWEIS:
Wir empfehlen Ihnen, die Gut-
scheine für Ihre Beschäftigten 
kritisch unter die Lupe zu neh-
men. Selbstverständlich unter-
stützen wir Sie gern, wenn Sie 
Fragen haben. Sprechen Sie uns 
einfach an.� ■

von Anna-Lena Siemsen, Steuerabteilung, Zentrale

Bye-bye, 44,00-€-Gutschein!

Tipps für Ihren Alltag als Unternehmer:in Tipps für Ihren Alltag als Unternehmer:in
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Damit auf eine Feier nicht das 
böse Erwachen folgt, sind neben 

den aktuellen Hygienemaßnahmen 
stets auch die lohnsteuerrechtlichen 
Regelungen zu beachten.

Nach zwei Jahren Corona-Pandemie 
denken viele Unternehmen wieder 
über Betriebsfeiern für ihre Angestell-
ten nach. Die Steuerberaterkammer 
Stuttgart hat nun auf die wichtigsten 
Punkte hingewiesen, die es steuerlich 
zu beachten gilt:

•	 Freibetrag von 110,00 €: Betriebs-
feiern wie etwa Weihnachtsessen, 
Sommerfeste, Betriebsausflüge und  
Firmenjubiläen sind rechtlich als  
Betriebsveranstaltungen einzustufen,  
wenn sie einen geselligen Charak-
ter haben. Damit das Event lohn- 
steuer- und abgabenfrei vonstatten- 
gehen kann, muss der Arbeitgeber 
den Freibetrag in Höhe von 110,00 €  
pro Person einhalten. Für die 
110,00-€-Grenze müssen alle Auf- 
wendungen einschließlich der Um-
satzsteuer (zum Beispiel für Speisen, 
Eintrittskarten, Geschenke, Musik 
und Raummiete) zusammengerech-
net und zu gleichen Teilen auf alle 
Teilnehmer:innen aufgeteilt werden, 
die bei der Feier anwesend waren.

•	 Offener Kreis an Teilnehmenden: 
Arbeitgeber sollten beachten, dass 
sie den 110,00-€-Freibetrag nur 
beanspruchen können, wenn die  
Betriebsveranstaltung allen Arbeit-
nehmer:innen des Betriebs oder 
Betriebsteils offensteht. Eine hier-
archische Beschränkung der Feier 
(etwa nur für Führungskräfte) wird 
steuerlich nicht gefördert.

•	 Teilnehmer:innenzahl: Steuerliche 
Probleme erwachsen Arbeitgebern, 
wenn Personen trotz vorheriger  
Zusage nicht teilnehmen. Denn in 
diesem Fall bleiben die Kosten der 
Feier häufig (nahezu) gleich, müssen 
aber auf weniger Köpfe umgerech-
net werden als ursprünglich geplant. 
So wird der Freibetrag schneller 
überschritten.

•	 Überschreiten des Freibetrags: Wird 
der Freibetrag trotz sorgfältiger  
Planung überschritten, so kommt  
für den Betrag, der über die 110,00 €  
hinausgeht, eine Pauschalversteu-
erung mit 25 % durch den Arbeit- 
geber in Betracht. Für die Angestell-
ten entstehen dadurch keine finan-
ziellen Nachteile – die Versteuerung 
übernimmt allein der Arbeitgeber.

•	 Virtuelle Firmenevents: Unterneh-
men suchen in Zeiten der Corona- 
Pandemie verstärkt nach virtuellen 
Alternativen für eine Betriebsver-
anstaltung. Ob Online-Weinproben, 
digitales Kochen oder gemeinsames 
Spielen im Internet – für virtuelle 
Events gelten die gleichen Rege- 
lungen wie für analoge. Wichtig ist 
also bei den gewährten Zuwendun-
gen auch hier die 110,00-€-Grenze. 
Zudem muss für die gesamte Beleg-
schaft die Möglichkeit zur Teilnahme 
bestehen, und auch das gesellige 
Beisammensein sowie der tatsäch-
liche Austausch untereinander müs-
sen gewährleistet sein.

•	 Geschenke statt Firmenevents: Wer  
seinem Personal in diesem Jahr  
lieber Präsente als Dankeschön  
überreichen möchte, statt ge-
meinsam zu feiern, muss die gel-
tenden Freigrenzen von 60,00 € 
für Geschenke aus besonderem 
persönlichen Anlass bzw. 44,00 € 
für Sachgeschenke beachten. Bei  
Überschreiten der Grenzen werden  
die Sachzuwendungen in voller  
Höhe lohnsteuer- und auch bei- 
tragspflichtig. Der Freibetrag für  
Veranstaltungen von 110,00 € lässt 
sich hier nicht heranziehen.� ■

von Antje-Katrin Reimers, Steuerabteilung, Zentrale

Was bei Betriebsfeiern  
steuerlich zu beachten ist

Tipps für Ihren Alltag als Unternehmer:in Tipps für Ihren Alltag als Unternehmer:in
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D ie Fristen für die Investitions- 
abzugsbeträge und die Reinvesti-

tion nach § 6b EStG wurden aufgrund 
der Corona-Pandemie um ein Jahr 
verlängert.

Bereits mit dem Jahressteuergesetz 
2020 und dem Zweiten Corona-Steuer- 
hilfegesetz wurden die Fristen für den 
Investitionsabzugsbetrag für kleinere  
und mittelständische Betriebe sowie  
die Reinvestitionsfristen für die  
sogenannte §-6b-Rücklage bis zum 
31.12.2021 verlängert. 

Der Bundestag hat die Investitionsfrist 
noch einmal um ein Jahr verlängert. 
Das bedeutet: Investitionen, die im 

Jahr 2021 eigentlich hätten erfolgen  
müssen, können nun im Jahr 2022 
durchgeführt werden. Auch für Inves-
titionsabzugsbeträge, die in den Jahren  
2020 und 2021 geltend gemacht  
wurden, verlängert sich die Investi- 
tionsfrist um ein weiteres Jahr.

Ebenfalls um ein weiteres Jahr ver- 
längert werden die Reinvestitions- 
fristen für die §-6b-Rücklage: Soweit 
eine §-6b-Rücklage am Schluss des 
nach dem 29.02.2020 und vor dem 
01.01.2021 endenden Wirtschafts- 
jahres aufzulösen gewesen wäre,  
endet die Reinvestitionsfrist erst am 
31.12.2022. Auch für Reinvestitions-
rücklagen, die vor dem 01.01.2022  

aufzulösen gewesen wären, endet die 
Reinvestitionsfrist am 31.12.2022.

Mit der Verlängerung der Fristen will 
der Gesetzgeber die Liquidität von 
Unternehmen schonen, die von der 
Corona-Pandemie betroffen sind. 
Wenn Investitionen bzw. Reinvesti- 
tionen nicht zwingend getätigt  
werden müssen, um steuerliche 
Nachteile zu vermeiden, können 
sich Unternehmen wirtschaftlich 
erholen. Ob es sinnvoll ist, von  
dieser Fristverlängerung Gebrauch 
zu machen, ist natürlich im Einzel-
fall zu prüfen.� ■

von Alexandra Crisan, Steuerabteilung, Zentrale

Investitionsfristen verlängert –  
für bessere Liquidität

von Andreas Brosien, Steuerabteilung, Zentrale

In einem aktuellen Urteil widmet sich 
der Bundesfinanzhof der Frage, wie 

die Kosten für Betriebsfeiern auf die 
Teilnehmer:innen umgelegt werden.

Der Fall:
Arbeitgeber Frohsinn führte für seine 
27 Angestellten einen gemeinsamen 
Kochkurs als Weihnachtsfeier durch. 
Alle 27 Arbeitnehmer:innen hatten  
ursprünglich zugesagt, aber kurz vor 
Beginn der Weihnachtsfeier sagten 
zwei von ihnen ab. Die Kosten für 
die Veranstaltung verminderten sich  
dadurch jedoch nicht.

Frohsinn war der Ansicht, dass die 
Aufwendungen für den Kochkurs auf 
die geplanten 27 Teilnehmer:innen 
aufzuteilen seien. Dies ergab bei Ge-
samtaufwendungen von 3.052,00 € 
pro Teilnehmer:in (3.052,00 € : 27 = 
113,00 € je Teilnehmer:in) einen zu 
versteuernden Betrag von 75,00 € 
(113,00 € × 25 Teilnehmer:innen - 25 
Freibeträge von 110,00 €).

Das Finanzamt machte Frohsinn je- 
doch einen Strich durch die Rechnung 
und ermittelte stattdessen einen zu 
versteuernden Betrag von 302,00 €  
(3.052,00 € : 25 = 122,00 €; × 25  
Teilnehmer:innen - 25 Freibeträge von 
110,00 €).

Das Urteil:
Gegen die Berechnung klagte Froh-
sinn zunächst erfolgreich beim Finanz-
gericht. Doch der Bundesfinanzhof  
widersprach der Auffassung des  
Finanzgerichts: Er teilte letztendlich 
die Auffassung des Finanzamts mit der  
Begründung, dass die Aufwendungen 
für eine Betriebsveranstaltung nicht auf 
die angemeldeten Teilnehmer:innen, 
sondern auf die tatsächlich teilneh-
menden Personen umzulegen seien.

Unsere Einschätzung:
In die Bemessungsgrundlage sind 
alle Aufwendungen des Arbeitgebers  
einschließlich Umsatzsteuer einzube-
ziehen. Dies ist unabhängig davon, ob 

sie sich einzelnen Arbeitnehmer:innen 
individuell zurechnen lassen oder ob 
es sich um den rechnerischen Anteil an 
den Kosten der Betriebsveranstaltung 
handelt, die der Arbeitgeber gegen-
über Dritten aufwendet. Bei größeren 
Betriebsveranstaltungen lässt es sich 
nicht immer vermeiden, dass einzelne 
Personen trotz Anmeldung nicht an der 
Veranstaltung teilnehmen. Die Kosten 
bleiben für den Arbeitgeber in gleicher 
Höhe bestehen.

ERGO:
Absagen von Teilnehmer:innen 
können steuerliche Wirkungen 
haben. Aber glücklicherweise hat 
der Gesetzgeber die auf 110,00 € 
festgelegte Freigrenze pro Person 
in einen Freibetrag umgewandelt 
und damit die steuerlichen Fol-
gen erträglicher gemacht.� ■

FALLBEISPIEL:  

Weniger Teilnehmer:innen beim  
Betriebsfest als erwartet

Tipps für Ihren Alltag als Unternehmer:in Tipps für Ihren Alltag als Unternehmer:in
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von Andreas Brosien,  
Steuerabteilung, Zentrale

Wer bezahlt den Ladestrom 
für den elektrischen  

Firmen-Pkw?

E lektrische Firmenwagen schonen 
das Klima – aber wie gestaltet sich 

eigentlich die Erstattung der Auslagen 
durch den Arbeitgeber?

Schauen wir uns zunächst ein Beispiel 
an: Arbeitgeber Walter Krause hat  
seinem Arbeitnehmer Rudi Sorglos  
einen neuen Elektro-Dienstwagen zur 
Verfügung gestellt. Diesen Wagen darf 
Sorglos auch für Privatfahrten nutzen. 
Für seinen bisherigen Dienstwagen 
hat er sich die Benzinrechnungen als  
steuerfreien Auslagenersatz von Krause  
erstatten lassen. Nun stellt er aber 
schnell fest, dass es nicht so einfach  
ist, zu ermitteln, wie viel Strom sein 
neuer Dienstwagen tatsächlich ver-
braucht hat – denn Sorglos lädt ihn an  
einer privaten Ladeeinrichtung auf,  
die zu seiner Wohnung gehört. 

Damit sein Chef ihm den tatsächlichen 
Stromverbrauch erstatten kann, muss 
sich Sorglos an die gesetzlichen Anfor-
derungen halten und sich von seinem 
Energieversorger einen gesonderten 
Stromzähler für die Ladeeinrichtung  
installieren lassen. Für den eigenen 
Stromanschluss inklusive des zusätz-
lichen Zählers entstehen ihm hohe  
Installationskosten. Aber nur so kann er 
den betrieblichen Nutzungsanteil sei-
ner privaten Stromkosten nachweisen. 
Worauf sollte Sorglos darüber hinaus 
achten? Neben dem Einkaufspreis 
für die verbrauchten Kilowattstunden 
Strom kann er nun auch noch einen 
Grundpreis anteilig berücksichtigen.  
Als Nachweis der privaten Nutzung 
reicht es aus, wenn er den Verbrauch 

für einen repräsentativen Zeitraum  
von drei Monaten aufzeichnet.

Pauschalen beachten!

Um den steuer- und sozialversiche-
rungsfreien Auslagenersatz für das 
elektrische Aufladen des (Elektro-) 
Dienstwagens bei Angestellten zu ver-
einfachen, lässt die Finanzverwaltung 
monatliche Pauschalen zu:

Monatliche Pauschale bei zusätzlicher 
Lademöglichkeit beim Arbeitgeber:
•	30,00 € monatlich für Elektrofahr-

zeuge
•	15,00 € monatlich für Elektrohyb-

ridfahrzeuge

Monatliche Pauschale ohne zusätzliche 
Lademöglichkeit beim Arbeitgeber:
•	70,00 € monatlich für Elektrofahr-

zeuge
•	35,00 € monatlich für Elektrohyb-

ridfahrzeuge 

Aus Vereinfachungsgründen können 
auch Unternehmer:innen/Selbststän- 
dige den betrieblichen Nutzungsanteil  
an den ansonsten privaten Strom- 
kosten mit den lohnsteuerlichen  
Pauschalen als Betriebsausgaben an-
setzen.

Trägt der oder die Angestellte die 
Kosten für den Ladestrom allein und 
werden diese nicht vom Arbeitgeber 
erstattet, mindern die monatlichen 

Pauschalen den geldwerten Vorteil 
aus der Firmenwagenstellung bei dem  
oder der Angestellten. Auch hier sind 
die nachgewiesenen tatsächlichen  
Kosten maßgebend.

Neuregelung für  
Hybridfahrzeuge ab 2022

Um auch künftig die vorstehenden  
Pauschalen sowie die Regelungen zur 
Halbierung und Viertelung der geld- 
werten Vorteile für Elektrohybrid- 
fahrzeuge in Anspruch nehmen zu  
können, gilt bei Anschaffung ab 2022 
eine gesetzliche Verschärfung: 

Das Fahrzeug muss entweder eine 
CO2-Emission von höchstens 50 Gramm 
pro Kilometer oder eine elektrische 
Reichweite von mindestens 60 Kilo- 
metern (bisher 40 Kilometer) haben.

HINWEIS:
Die neue Bundesregierung hat 
in ihrem Koalitionsvertrag vom 
24.11.2021 Änderungen ange-
kündigt: Die bisherige Regelung 
für Hybridfahrzeuge soll zukünf-
tig nur noch gelten, wenn das 
Fahrzeug überwiegend (mehr als 
50 Prozent) auch im rein elektri-
schen Fahrantrieb betrieben wird 
(ansonsten Regelbesteuerung). 
Die elektrische Mindestreich- 
weite der Fahrzeuge soll bereits 
ab dem 01.08.2023 nochmals  
– auf 80 Kilometer – angehoben  
werden.� ■
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Schluss mit dicken Aktenstapeln und 
fehlerhaften oder unvollständigen 
Personalfragebögen!

Mit dem webbasierten Fragebogen 
können Sie die Angaben Ihrer neu ein-
gestellten Beschäftigten schnell und 
unkompliziert erfassen und gleich- 
zeitig Druck- und Versandkosten  
sparen. Die klare Struktur sorgt für 
eine intuitive Bedienung und führt  
Sie Schritt für Schritt durch den Frage- 
bogen. Außerdem gibt es zu den ein-
zelnen Punkten nützliche Hilfestel-
lungen, um etwaige Fragen bereits 
im Vorfeld zu klären und schwierige  
Fragen verständlicher zu machen.

Die Zahl inhaltlicher Fehler, etwa bei 
der Sozialversicherungsnummer, der 
Steuer-Identifikationsnummer oder 
der IBAN, reduziert sich auf ein Mini-
mum, weil im Hintergrund eine intel- 
ligente Validierung stattfindet: Bei  
fehlerhaften Angaben erhalten Sie 
einen Hinweis und können die Ein- 
gabe direkt korrigieren. Hat ein neues  
Teammitglied bestimmte Informatio- 
nen einmal nicht gleich zur Hand, 
kann er oder sie den aktuellen Stand 
zwischenspeichern und muss die  
Daten später nicht erneut erfassen. Sie 
und Ihre neue Arbeitskraft können per 
Desktop-PC, Tablet oder Smartphone  
jederzeit und von überall auf das  

Formular zugreifen – sicher, daten-
schutzkonform und bedienfreundlich. 

Das Ergebnis ist ein vollständig ausge-
füllter Datenbogen für die Personal-
akte, der sowohl Ihnen als auch Ihren 
neuen Beschäftigten als PDF zur Ver-
fügung steht. Nutzen Sie diese digitale 
Erleichterung! Wir werden Sie recht-
zeitig zur Einführung des Tools noch 
einmal informieren. Wir sind gespannt 
auf Ihre Rückmeldung und freuen uns 
auf den Austausch mit Ihnen. Wenn 
Sie Fragen zum ADS-Net oder zum 
digitalen Personalfragebogen haben, 
sprechen Sie gern Ihre/Ihren ADS- 
Berater:in an.� ■

von Anna-Lena Siemsen, Steuerabteilung, Zentrale

von Mirco Wöbcke, UnternehmensBeratung, Zentrale 

2022: Der Mindestlohn steigt 

Der digitale Personalfragebogen kommt

DSeit diesem Jahr gilt ein neu-
er gesetzlicher Mindestlohn in 

Deutschland.

Der allgemeine Mindestlohn ist eine 
Lohnuntergrenze, die der Gesetzgeber 
regelmäßig anpasst. Dieser Wert gilt 
grundsätzlich für alle Beschäftigten –  
lediglich Auszubildende, Unter-18- 
Jährige und teilweise Praktikant:innen 
sind ausgenommen. Ziel ist es, „Armut 
trotz Arbeit“ zu verhindern. Der erst- 

malig im Jahr 2015 flächendeckend  
eingeführte Mindestlohn steigt nun  
erneut an. 

Seit dem 01.01.2022 muss laut Min-
destlohngesetz der Stundenlohn einer 
Arbeitskraft für die meisten Branchen 
mindestens 9,82 € betragen. Nach 
dem bisherigen Planungsstand steigt 
der allgemeine Mindestlohn dann zum 
01.07.2022 auf 10,45 €.� ■

von Anna-Lena Siemsen, Steuerabteilung, Zentrale

Vergessen Sie die Schwerbehinderten-Abgabe nicht!

B is spätestens Ende März müssen 
Unternehmen der Bundesagentur 

für Arbeit die Anzahl ihrer schwer- 
behinderten Angestellten melden.

Arbeitgeber mit durchschnittlich mehr 
als 20 Arbeitnehmer:innen sind gesetz-
lich verpflichtet, einen Anteil schwer-
behinderter Menschen zu beschäf-
tigen. Die Vorgaben und die Pflicht  
zur Schwerbehindertenanzeige erge-
ben sich aus dem Sozialgesetzbuch IX.  
Arbeitgeber müssen grundsätzlich  
spätestens bis zum 31.03. eines Jah-
res an die Bundesagentur für Arbeit 
melden, wie viele Schwerbehinderte 
im Vorjahr im Unternehmen angestellt 
waren. 

Die Quote ermittelt sich wie folgt:  

Beschäftigt das Unternehmen monat-
lich durchschnittlich 
•	 zwischen 20 und 40 Mitarbeiter:in-

nen, muss der Arbeitgeber eine:n 
Schwerbehinderte:n beschäftigen,

•	 zwischen 40 und 60 Mitarbeiter:in-
nen, muss der Arbeitgeber zwei 
Schwerbehinderte beschäftigen,

•	 mindestens 60 Mitarbeiter:innen, 
liegt die gesetzlich vorgeschriebene 
Quote der beschäftigten Schwerbe-
hinderten im Unternehmen bei 5 %. 
Bruchteile von 0,5 sind aufzurunden.

Über die kostenlose Software „IW Elan“  
(www.iw-elan.de) können Sie die  
Daten eingeben und an die Bundes-
agentur für Arbeit übermitteln. Wir  
unterstützen Sie gerne! Sprechen Sie 
uns einfach an.� ■

In unserem Mandantenportal, dem ADS-Net, bieten wir Ihnen künftig eine weitere Funktion an: den digitalen Personal- 
fragebogen. Dieses neue Tool erleichtert Ihnen und Ihren neu eingestellten Beschäftigten – Arbeitnehmer:innen, Aus- 

zubildenden oder Minijobber:innen – die Datenerfassung und stellt sicher, dass die Angaben vollständig sind. Im Rahmen 
einer Pilotphase testen aktuell derzeit einige unserer Mandant:innen das Tool. Im April startet dann voraussichtlich der 
große Roll-out. 

SGB IX
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Ab dem Jahr 2025 gelten die neu-
en Vorschriften für die Berech-

nung der Grundsteuer und die damit 
verbundenen neuen Steuerbeträge.

Grundstücksbesitzer:innen sind ge-
spannt: Die Grundsteuerreform 
kommt! Zum Stichtag 01.01.2022  
müssen die Finanzämter alle in 
Deutschland gelegenen Grundstücke 
neu bewerten. Dazu gehört sowohl 
bebauter und unbebauter als auch 
land- und forstwirtschaftlicher Grund-
besitz. Von dieser Grundsteuerreform 
sind bundesweit etwa 36 Millionen 
Einheiten betroffen – die Reform ist 
damit eines der größten Vorhaben der 
deutschen Steuerverwaltung.

Warum gibt es  
eine Grundsteuerreform?

Zur Berechnung der Grundsteuer  
dienten bisher Einheitswerte als  
Basis. Diese gehen auf Wertverhält-
nisse zum Zeitpunkt der Hauptfest-
stellung im Jahr 1964 – und in den 
neuen Bundesländern sogar auf das 
Jahr 1935 – zurück. Diese Werte sind 
also veraltet. Bei der bisherigen Be-
rechnung der Grundsteuer wird somit 
die tatsächliche Wertentwicklung der 
Grundstücke bzw. Immobilien nicht 
ausreichend berücksichtigt. So kann 
es vorkommen, dass für eigentlich 
gleichwertige Grundstücke völlig un-
terschiedliche Grundsteuern anfallen.  
Deshalb erklärte das Bundesver- 
fassungsgericht im Jahr 2018 das  

bisherige Grundsteuergesetz für ver-
fassungswidrig, aber bis Ende 2024 
noch als anwendbar. Die alte Bundes- 
regierung brachte ein neues Geset-
zespaket auf den Weg, das nun zum 
01.01.2025 in Kraft tritt. Ziel der 
Grundsteuerreform ist es, Grund- 
stücke mit vergleichbarer Lage und 
Größe auch mit der gleichen Grund-
steuer zu besteuern.

Was beinhaltet  
die Grundsteuerreform?

Anstelle des Einheitswerts soll künf-
tig ein neuer Grundsteuerwert als 
Berechnungsbasis dienen. Auch die 
Steuermesszahlen werden geändert.  

von Alexandra Crisan, Steuerabteilung, Zentrale

Alles zur Grundsteuerreform –  
Grundstücksbesitzer:innen aufgepasst!

Dennoch wird das Verfahren zur  
Berechnung der Grundsteuer beibe-
halten. Die Berechnungsformel lautet:

Grundsteuer = 
Grundsteuerwert × Steuermesszahl × Hebesatz

Das neue Gesetz zur Berechnung der 
Grundsteuer sieht grundsätzlich das 
sogenannte Bundesmodell vor. Hierbei 
wird der Grundsteuerwert nach unter-
schiedlichen Bewertungsverfahren be-
rechnet – je nach Art des Grundstücks 
und der Immobilie. Allerdings hat der 
Gesetzgeber den Ländern Kompeten-
zen eingeräumt, abweichende Rege-
lungen zu treffen. Aufgrund dieser 
sogenannten Öffnungsklausel haben 
einige Bundesländer – Baden-Würt-
temberg, Bayern, Hamburg, Hessen 
und Niedersachsen – eigene Modelle  
zur Berechnung entwickelt. Eine wei-
tere Abweichung gilt für Sachsen 
und das Saarland – sie werden zwar 
das Bundesmodell anwenden, haben 
aber hinsichtlich der Steuermesszahl  
jeweils eine individuelle Regelung.  

Eines ist jedoch gleich: Die neue  
Grundsteuer zahlen alle erst ab dem 
01.01.2025. 

Was fordert das Finanzamt?

Für die Neubewertung der Grund-
stücke zum 01.01.2022 muss jede:r 
Eigentümer:in eine „Erklärung zur 
Feststellung des Grundsteuerwerts“ in 
elektronischer Form beim Finanzamt 
einreichen. Die Abgabe der Erklärun-
gen wird ab dem 01.07.2022 möglich 
sein. Bis spätestens zum 31.10.2022 
müssen alle Erklärungen für den neu-
en Grundsteuerwert dem Finanzamt 
übermittelt worden sein.

HINWEIS:
Das Finanzamt wird die Grund-
stückseigentümer:innen nicht 
individuell auffordern, die Erklä- 
rung des Grundsteuerwerts ab-
zugeben, sondern per öffent- 
licher Bekanntmachung dazu 
aufrufen.

Damit Steuerberater:innen diese Er-
klärung für ihre Mandant:innen erstel-
len können, benötigen sie für jedes 
Objekt verschiedene Angaben. Hierbei 
kommt es auch darauf an, welches Be-
wertungsmodell zum Tragen kommt. 
Wichtig sind insbesondere folgende 
Informationen:

•	 Lage des Grundstücks
•	 Gemarkung, Flur und Flurstück des 

Grundvermögens
•	 Fläche des Grundstücks 
•	 Grundstücksart (bebaut, unbebaut)
•	 ggf. Wohnfläche bzw. Grundfläche 

des Gebäudes
•	 Nutzungsart
•	 Miteigentumsanteil

Ob und inwieweit sich die Grundsteuer 
für die Grundstückseigentümer:innen 
ändert, lässt sich zurzeit noch nicht 
konkret berechnen. Eine Aussage hier-
zu ist erst möglich, wenn die neuen 
Grundsteuerwerte feststehen. Zwar 
will der Gesetzgeber die Grundsteuer 
insgesamt aufkommensneutral gestal-
ten; für die einzelnen Grundstücks- 
eigentümer:innen kann sich deren 
Höhe jedoch ändern.� ■
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D ie "Düsseldorfer Tabelle" zum 
Unterhalt wurde zum 01.01.2022 

geändert. Wir stellen Ihnen die  
Änderungen vor.

Was ist die  
Düsseldorfer Tabelle überhaupt?

Die Düsseldorfer Tabelle (DT) ist eine 
Übersicht, die verschiedene Unterhalts-
beträge enthält. Obwohl sie keine Ge-
setzeskraft hat, sondern als Richtlinie 
zu verstehen ist, hat sie sich vor allem 
für den Kindesunterhalt bundesweit 
durchgesetzt. Die Beträge beruhen auf 
Abstimmungen zwischen Richter:innen 
der Familiensenate an den Oberlandes-
gerichten Düsseldorf, Hamm, Köln und 
weiteren Oberlandesgerichten sowie 
der Unterhaltskommission des Deut-
schen Familiengerichtstags. Die Tabelle 

stellt das unterhaltsrechtlich relevante 
Einkommen des/der Unterhaltspflich-
tigen in verschiedenen Stufen dar. Für 
diese Einkommensstufen gelten gestaf-
felte Unterhaltsbeträge für verschie- 
dene Altersklassen der Unterhalts- 
empfänger:innen. 

Was ändert sich jetzt?

Am 13.12.2021 hat das Oberlandes- 
gericht Düsseldorf die ab dem 
01.01.2022 geltende Fassung der  
Düsseldorfer Tabelle bekannt gegeben. 
Die Änderungen betreffen im Wesent-
lichen die Bedarfssätze minderjähriger 
und volljähriger Kinder, zudem wur-
de die Tabelle um fünf Einkommens- 
stufen erweitert. Die ersten zehn Ein-
kommensgruppen (Einkommen bis zu 
5.500,00 €) bleiben gegenüber 2021 

unverändert. In der neuen Tabelle liegt 
nun die höchste Einkommensstufe bei 
bis zu 11.000,00 € (200 % des Mindest-
bedarfs). 

Bedarfssätze  
für minderjährige Kinder 

Der Mindestunterhalt für minder- 
jährige Kinder wurde erneut ange-
hoben. Ab dem 01.01.2022 gelten je  
nach Kindesalter und Einkommens- 
stufe folgende Werte: 

•	 0–5 Jahre: mindestens 396,00 €
•	 6–11 Jahre: mindestens 455,00 €
•	 12–17 Jahre: mindestens 533,00 €

Die angegebenen Mindestbeträge ent-
sprechen den Bedarfssätzen der ersten 
Einkommensgruppe (bis 1.900,00 €).  

Bei den folgenden Einkommens- 
gruppen werden die Beträge ab  
der 2. bis zur 5. Gruppe um jeweils  
5 % und in den folgenden Gruppen  
um jeweils 8 % des Mindestunterhalts 
angehoben.

Bedarfssätze  
für volljährige Kinder 

Die Bedarfssätze volljähriger Kinder 
wurden ebenfalls angehoben. Wie 
2021 betragen sie 125 % der Bedarfs-
sätze der 2. Altersstufe, also 569,00 € in 
der 1. Einkommensstufe.

Für volljährige Kinder, die studieren 
und nicht bei ihren Eltern wohnen, 
bleibt der Bedarfssatz mit 860,00 €  

(plus Studiengebühren und gegebenen- 
falls Krankenversicherung) unverän-
dert. Wenn sich aufgrund gehobener 
Lebensstandards der Eltern – und 
somit auch der Kinder – ein höherer  
Bedarf ergibt, ist es möglich, den  
Mindestbedarfssatz von 860,00 € zu 
übersteigen.

Kindergeld anrechnen

Auf den Bedarf des Kindes wird das  
Kindergeld angerechnet. Das Kinder-
geld beträgt wie schon 2021 

•	 für ein erstes und zweites Kind 
219,00 €,

•	 für ein drittes Kind 225,00 €,
•	 ab dem vierten Kind 250,00 €.

Bei minderjährigen Kindern wird das 
Kindergeld in der Regel zur Hälfte und 
bei volljährigen Kindern in vollem  
Umfang auf den Bar-Unterhaltsbedarf 
angerechnet. Die Beträge, die sich nach 
Abzug des Kindergeldanteils ergeben, 
sind in den „Zahlbetragstabellen“ im 
Anhang der Düsseldorfer Tabelle auf-
gelistet:

Die folgende Tabelle enthält die 
Zahlbeträge (in €), die sich nach 
Abzug des jeweiligen Kinder-
geldanteils ergeben (hälftiges  
Kindergeld bei Minderjährigen,  
volles Kindergeld bei Volljährigen).

von Claudia Brehm, 
Fachanwältin für Familienrecht und Fachanwältin für Gewerblichen Rechtsschutz, ADSR Rechtsanwaltsgesellschaft mbH

UNTERHALT  
nach der neuen Düsseldorfer Tabelle q

1. und 2. Kind 0–5 6–11 12–17 ab 18 %

01. bis 1.900,00 286,00 345,50 423,50 350,00 100

02. 1.901,00–2.300,00 306,50 368,50 450,50 379,00 105

03. 2.301,00–2.700,00 326,50 391,50 477,50 407,00 110

04. 2.701,00–3.100,00 346,50 414,50 503,50 436,00 115

05. 3.101,00–3.500,00 366,50 436,50 530,50 464,00 120

06. 3.501,00–3.900,00 397,50 473,50 573,50 510,00 128

07. 3.901,00–4.300,00 429,50 509,50 615,50 555,00 136

08. 4.301,00–4.700,00 461,50 546,50 658,50 601,00 144

09. 4.701,00–5.100,00 492,50 582,50 701,50 646,00 152

10. 5.101,00–5.500,00 524,50 618,50 743,50 692,00 160

11. 5.501,00–6.200,00 556,50 655,50 786,50 737,00 168

12. 6.201,00–7.000,00 587,50 691,50 829,50 783,00 176

13. 7.001,00–8.000,00 619,50 728,50 871,50 828,00 184

14. 8.001,00–9.500,00 651,50 764,50 914,50 874,00 192

15. 9.501,00–11.000,00 682,50 800,50 956,50 919,00 200
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Fallbeispiel mit Berechnung

Ehepaar, getrennt lebend. Ehemann (EM) verdient netto 10.000,00 €; Ehefrau (EF) verdient 
netto 2.000,00 €. Zwei Söhne (K1 und K2) sind 12 und 10 Jahre alt und leben bei der Mutter.

Rechnung Trennungsunterhalt alt: 
8.701,72 € : 2 = 4.350,86 € (Bedarf der EF)
4.350,86 € abzgl. bedarfsdeckendes  
Einkommen EF 1.714,29 € = 2.636,57 €

Notwendiger und  
angemessener Selbstbehalt 

Der Selbstbehalt ist der Betrag, der 
dem/der Unterhaltspflichtigen verblei-
ben muss, damit diese:r den eigenen 
Unterhalt bestreiten kann. Dieser allge-
mein oft „Eigenbedarf“ genannte Betrag 
bleibt gegenüber 2021 unverändert. 
Man unterscheidet zwischen notwendi-
gem und angemessenem Selbstbehalt: 

•	 Notwendiger Selbstbehalt:
Der notwendige Selbstbehalt gilt als 
Mindestbetrag und wird vor allem 
dann zugrunde gelegt, wenn die  
Kinder noch minderjährig sind oder 
aus anderen Gründen nicht zum  
eigenen Lebensunterhalt beitragen 
können. Gegenüber den Ansprü-
chen minderjähriger Kinder und  
volljähriger unverheirateter Kinder 
bis zur Vollendung des 21. Lebens-

jahres, die noch im Haushalt der  
Eltern oder eines Elternteils leben 
und sich in der allgemeinen Schul-
ausbildung befinden, beträgt der 
notwendige Selbstbehalt des/der 
nicht erwerbstätigen Unterhalts-
pflichtigen 960,00 € und des/der 
erwerbstätigen Unterhaltspflich-
tigen 1.160,00 €. Der notwendige 
Selbstbehalt beinhaltet Wohnkosten 
(Warmmiete) von 430,00 €. 

•	 Angemessener Selbstbehalt:
Der angemessene Selbstbehalt, ins-
besondere gegenüber anderen voll-
jährigen Kindern, beträgt monatlich 
1.400,00 €. Darin ist eine Warm- 
miete bis 550,00 € enthalten. 

Die Selbstbehalte können jeweils er-
höht werden, wenn die Wohnkosten 
die genannten Beträge überschreiten 
und nicht unangemessen sind.

Erwerbstätigenbonus (Erwerbsanreiz)
bundesweit angeglichen

Die Düsseldorfer Tabelle beinhaltet  
auch Vorgaben zur Berechnung von  
Ehegattenunterhalt. Ist der Unterhalt 
zahlende Partner erwerbstätig, steht 
diesem ein Teil des Einkommens über 
den Halbteilungsgrundsatz hinausge-
hend für berufsbedingte Ausgaben 
zur Verfügung. Seit Anfang 2022 wird 
der Erwerbstätigenbonus bundesein-
heitlich mit einem Zehntel des maß-
geblichen Einkommens berücksichtigt  
(statt wie bisher mit einem Siebtel des 
Einkommens). 

Unverändert bleibt die Bemessungs-
grundlage: Der Erwerbstätigenbonus 
wird weiterhin erst nach Abzug des 
Kindesunterhalts sowie anrechen- 
barer Verbindlichkeiten (Kreditschul-
den, Steuerschulden etc.) ermittelt.

FRAGE: 

Wie verändern sich die Unterhaltsansprüche von K1, K2 
und der EF mit der neuen Düsseldorfer Tabelle?

Im Beispielfall muss der Ehemann nach der neuen 
Düsseldorfer Tabelle also monatlich 409,00 € mehr für 
seine Kinder zahlen, während der Trennungsunterhalts- 
anspruch der Ehefrau annähernd gleich geblieben ist.�■

Rechnung Trennungsunterhalt neu: 
8.768,70 € : 2 = 4.384,35 € (Bedarf der EF)
4.384,35 € abzgl. bedarfsdeckendes  
Einkommen EF 1.800,00 € = 2.584,35 €

In der letzten Ausgabe der „Forum“ 
haben wir bereits über das neue 

Transparenzregistergesetz berichtet. 
Das Bundesfinanzministerium hat  
nun die Transparenzregistergebühren- 
verordnung (TrGebV) geändert –  
und damit die Gebühren erheblich 
angehoben.

Die Eintragung ins Register ist kosten-
frei. Die jährliche Gebühr wird für die 
Führung des Registers erhoben und 
betrug bisher 4,80 €. Mit Wirkung 
zum 24.11.2021 wurde sie für 2021 
auf 11,47 € erhöht, ab 2022 wird die  
Gebühr jährlich 20,80 € betragen. 
Auch Unternehmen, die wegen der 
bisherigen Meldefiktion – hierbei wird 
die Meldepflicht als erfüllt angesehen, 

ohne dass eine Meldung abgegeben 
werden muss – noch keine Eintragung 
im Transparenzregister vorgenommen 
haben, sind von der Gebührenpflicht 
erfasst.

Derzeit erhalten vermehrt auch ein-
getragene Einzelkaufleute (e. K.) Ge-
bührenbescheide von der Bundes-
anzeiger Verlag GmbH. Eingetragene 
Einzelkaufleute sind jedoch nicht ein-
tragungspflichtig und müssen daher 
auch keine Gebühr zahlen!

Die Bundesanzeiger Verlag GmbH 
empfiehlt den angeschriebenen Un-
ternehmen, eine E-Mail an gebuehr@
transparenzregister.de mit Nennung 
des Aktenzeichens zu senden, in der 

sie darum bitten, den Gebühren- 
bescheid zu überprüfen. Sie erhalten 
dann eine Bestätigungsmail mit einer 
Vorgangsnummer. Die Prüfung kann 
wegen der momentan hohen Anfrage-
belastung eine Weile dauern, aber mit 
dieser Bestätigungsmail sind Sie als 
Unternehmen auf der sicheren Seite 
und sollten nicht zahlen, bis Sie eine 
Antwort erhalten haben. Zusätzlich 
sollten Sie einen schriftlichen Wider-
spruch an die Bundesanzeiger Ver-
lag GmbH, Amsterdamer Straße 192, 
50735 Köln schicken.

Die ADS Rechtsanwaltsgesellschaft 
mbH übernimmt das gerne für Sie 
und unterstützt Sie bei weiteren  
Fragen zum Transparenzregister.� ■

von Claudia Baier,  
Geschäftsführerin der ADSR Rechtsanwaltsgesellschaft mbH, Rechtsanwältin und Fachanwältin für Erbrecht,  

zertifizierte Testamentsvollstreckerin (AGT) 

Transparenzregister:  
Gebühren für die Eintragung

Berechnung nach alter DT (in €) 
mit 1/7 Erwerbstätigenbonus

Berechnung nach neuer DT (in €) 
mit 1/10 Erwerbstätigenbonus

Erwerbseinkommen EM 10.000,00 10.000,00
abzgl. Kindesunterhalt K1 735,50 956,50
abzgl. Kindesunterhalt K2 612,50 800,50
Kindesunterhalt gesamt 1.348,00 1.757,00
abzgl. Kreditverbindlichkeit 500,00 500,00
Resteinkommen 8.152,00 7.743,00
abzgl. Erwerbstätigenbonus 1.164,57 774,30
verbleiben Einkünfte in Höhe von 6.987,43 6.968,70
Erwerbseinkommen EF 2.000,00 2.000,00
abzgl. Erwerbstätigenbonus 285,71 200,00
verbleiben Einkünfte in Höhe von 1.714,29 1.800,00
Gesamteinkommen EM + EF 8.701,72 8.768,70
Trennungsunterhalt EM an EF 2.636,57 2.584,35
Gesamtzahlung Unterhalt EM an EF, K1 und K2 3.984,57 4.384,35
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Haare sind bei Männern und Frau-
en gleichermaßen ein wichtiges 

Thema. Selten sind wir zufrieden mit 
der Struktur, der Farbe oder der Länge 
unserer Haare. Besonders heikel wird 
es, wenn die Haarpracht ausdünnt. 
Der Traum, immer volles Haar zu  
haben, muss aber keiner bleiben: 
Längst hat die Schönheitschirurgie 
diesen Markt für sich entdeckt, Trans-
plantationen von Haarwurzeln sind 
keine Seltenheit mehr. 

Schönheit liegt ja bekanntlich im Auge 
des Betrachters – ganz anders als die 
Antwort auf die Frage, ob eine solche 
Transplantation als medizinische Heil-
behandlung anzusehen ist. Das Finanz-

gericht Düsseldorf entschied nun, dass 
Transplantationen von Haarwurzeln 
zur Behandlung von Haarausfall keine  
medizinische Behandlung sind. Somit 
unterliegen sie der Umsatzsteuer-
pflicht. 

Geklagt hatte ein niedergelassener  
Chirurg, der sich auf die Behandlung 
von Hautproblemen – insbesondere auf 
die Transplantation von eigenen Haar-
wurzeln der Patient:innen – speziali-
siert hat. Er sah die Transplantation als 
medizinische Heilbehandlung an, die 
somit von der Umsatzsteuerpflicht be-
freit wäre. Im Rahmen einer Betriebs- 
prüfung kam das Finanzamt jedoch zu 
dem Ergebnis, dass diese Leistungen  

umsatzsteuerpflichtig seien. Das Finanz- 
gericht stimmte dieser Auffassung zu: 
Eine Haarwurzeltransplantation sei 
eine kosmetische Behandlung und  
unterliege somit dem Regelsteuersatz.  
Sie führe in erster Linie zu einem  
kosmetisch-ästhetischen Ergebnis, eine 
therapeutische Zielsetzung fehle. 

Der Europäische Gerichtshof hatte 
2013 entschieden, dass kosmetische 
Eingriffe nur dann umsatzsteuerfrei 
sind, wenn sie Teil einer umfassenden 
Gesamtbehandlung aufgrund einer 
Krankheit oder Verletzung sind. Dieser  
Auffassung schloss sich auch der  
Bundesfinanzhof an.� ■

Flutorden für den Kreis Ahrweiler 
EDEKA-Kaufmann und ADS-Man-

dant Mathias Rudolphi unter-
stützt mit einer großartigen Aktion 
die von der Flutkatastrophe betroffe-
nen Karnevalsvereine. 

Im letzten Jahr hat die Flutkata- 
strophe in Deutschland erhebli-
chen Schaden angerichtet und viele  
Menschen sehr getroffen. Das große 
Unglück hat die Solidarität und den  
Zusammenhalt innerhalb der Region 
noch mehr gestärkt. Schließlich ist es 
besonders in schweren Zeiten wichtig, 
die Hoffnung nicht zu verlieren. Das 
dachte sich auch EDEKA-Kaufmann 
Mathias Rudolphi aus Unkelbach. Der  

Inhaber von drei Märkten (Remagen, 
Oberwinter und Ahrweiler) hatte eine 
Idee, wie er den Karnevalsvereinen vor 
Ort finanziell unter die Arme greifen  
kann: mit dem Flutorden. Mit dem  
Kauf eines Flutordens können seine 
Kund:innen den Wiederaufbau der  
Karnevalsvereine vor Ort unterstützen. 

Ende November 2021 überreichte  
Mathias Rudolphi bereits im Rahmen  
eines Mandantentermins in Köln 
den ADS-Kollegen Christoph Brink 
(Köln) und Roman Rossel (ZGB Privat- 
Beratung) sowie Christian Hammes 
(Geschäftsführer des ETA Family Office)  
einen Flutorden. Alle, die diese groß-
artige Aktion ebenfalls unterstützen 
möchten, können den Karnevals- 
orden entweder direkt in einem der 
drei EDEKA-Märkte Rudolphi für  
15,00 € kaufen oder online über  
www.flut-orden.de bestellen. Der  
Erlös fließt zu 100 % in den Aufbau  
der Karnevalsvereine.� ■

Dort dreht sich künftig alles um die 
Themen Ausbildung und Studium. 
Nach intensiver und umfangreicher 
Einarbeitung haben unsere drei Aus-
zubildenden aus der Zentrale das Pro-
jekt, das von der Personalabteilung 
und dem Marketing initiiert wurde, 
im letzten Jahr gemeinsam entwickelt 
und umgesetzt. Aya Pamire aus der 
Personalabteilung, Franziska Gärtner 
aus der Abteilung Prozess- und Soft-

wareentwicklung und Niklas Radtke 
aus dem Marketing stellen bei „Insta“ 
künftig interessante Inhalte aus dem 
Arbeitsalltag eines ADS-Azubis ein und 
berichten über viele weitere Themen. 
Seit dem 03.01. haben sie bereits viele 
Beiträge gepostet.  

Mit dem ADS-Instagram-Account 
möchten wir potenzielle Auszubil-
dende und Studierende ansprechen 

und allen Interessierten die Mög-
lichkeit geben, einen Blick hinter die 
Kulissen zu werfen. Wir freuen uns 
über Likes und neue Follower:innen! 
Haben Sie selbst einen Instagram- 
Account? Dann suchen Sie einfach 
nach ads.ausbildung und schauen  
Sie sich gleich mal die ersten Beiträge  
an. Unsere drei verantwortlichen  
Auszubildenden stellen sich dort  
direkt vor.� ■

Die ADS-Azubis sind nun auf Instagram

Kurioses  
URTEIL: 

Transplantationen  
von Haarwurzeln sind  
umsatzsteuerpflichtig  

Interna Interna
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